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Rechtssatz

Keine Folge mangels Darlegung eines unverhältnismäßigen Nachteils

Verhängung einer Geldstrafe über den Antragsteller, weil er als Unterkunftgeber die fällige Aufenthaltsabgabe für

Februar 2002 nicht bis zum Ende des folgenden Monats ohne weitere Au;orderung an den Tourismusverband

abgeführt habe.

Das Vorbringen des Antragstellers ist nicht geeignet, einen unverhältnismäßigen Nachteil darzutun. Da der

Antragsteller im Fall seines Obsiegens Anspruch auf Erstattung des entrichteten Strafbetrages hätte, hätte er

darzulegen gehabt, warum die (vorläu?ge) Entrichtung einer Geldstrafe in Höhe von € 90,-- im Hinblick auf seine

konkreten Einkommens- und Vermögensverhältnisse - auch im Hinblick auf die Möglichkeit einer Gewährung von

Zahlungserleichterungen gemäß §54b VStG - für ihn einen unverhältnismäßigen Nachteil nach sich ziehen würde.
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